
Der Bundesrat versucht 
gegenwärtig, einen neuen 
«Rahmenvertrag» abzuschlies-
sen. Die EU will, dass die EU 
in der Schweiz Gesetze macht 
und die Stimmbürger aus-
geschaltet werden. Neuester 
Trick der Nachbarregionen wie 
Baden-Württemberg, Elsass, 
Lombardei und Piemont: Sie 
haben ihre Grenzkantone wis-
sen lassen, die EU nehme es mit 
den grenzüberschreitenden 
Arbeitskräften und dem Ver-
bot staatlicher Beihilfen (wie 
Kantonalbanken, öffentli-
che Kraftwerke usw.) nicht so 
genau. Das ist eine brandge-
fährliche Fehleinschätzung. 
Egal, wie die EU-zugehörigen 
Nachbarregionen mit Brüssel 
umgehen: Die Schweiz darf 
keine Verträge unterschreiben, 
die sie nicht einhalten kann 
oder will. 

Auch die Gewerkschaften 
will der Bundesrat auf seine 
Seite ziehen. Sie haben bis-
lang entschieden Widerstand 
gegen einen EU-Rahmenver-
trag geleistet. Denn sie wissen, 
dass dann das EU-Recht gälte 
und das hohe Lohnniveau der 
einheimischen Arbeitskräfte in 
Gefahr wäre. Darum sucht jetzt 
Bundesbern gewerkschaftli-
che Unterstützung mit dem 
Versprechen, die flankieren-
den Arbeitsmarktmassnahmen 
würden im neuen Rahmen-
vertrag «immunisiert». Weder 
die EU noch der Europäische 

Gerichtshof – so wird behaup-
tet – dürften diese Regelung 
antasten. Dass die sogenannte 
Guillotine-Klausel als Druck-
mittel bestehen bleibt, wird 
verschwiegen.

Das Wichtigste aber lassen 
der Bundesrat wie der zustän-
dige Aussenminister Ignazio 
Cassis konsequent weg: Die 
Schweiz darf nie und nimmer 
einen Vertrag unterschrei-
ben, der die Selbstbestim-
mung von Bund, Kantonen 
und Bevölkerung ausschaltet. 
Eine Entmachtung der Bür-
gerinnen und Bürger durch 
die automatische oder dyna-
mische Übernahme von EU-
Recht kommt ebenso wenig in 
Frage, wie die Anerkennung 
des obersten Gerichts der 
Gegenpartei als Schiedsrich-
ter oder eine erpresserische 
Guillotine-Klausel.
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